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Maßnahmen der Zollbehörden zur Bekämpfung der Produkt- und Markenpiraterie

Rechtlicher Überblick zur EG-Verordnung Nr. 1383/2003

I. Einleitung

Der Rat hat am 22. Juli 2003 mit der Verordnung Nr. 1383 weitere Maßnahmen zur Bekämpfung der Produkt- und Markenpiraterie eingeführt. Sie regelt das Vorgehen der Zollbehörden bei Waren vor oder während der Zollabfertigung, die im Verdacht stehen, ein Recht geistigen Eigentums zu verletzen. Denn besonders durch die Zollkontrolle an den Außengrenzen der EU kann wirksam die Einführung illegaler Waren auf den Markt der Gemeinschaft verhindert werden.

Die Verordnung ist am 1. Juli 2004 in Kraft getreten.

Die Verordnung Nr. 1383/2003 baut auf die Erfahrungen aus der Anwendung der „Vorgänger“-Verordnung  Nr. 3295/94 auf und ersetzt diese vollständig.

Aufgrund der zunehmenden Harmonisierung der Rechte geistigen Eigentums ist eine Erweiterung des Anwendungsbereichs für ein Vorgehen der Zollbehörden erforderlich geworden. Im Zuge dessen ist auch der nationale und gemeinschaftliche Sortenschutz ausdrücklich als schutzwürdiges Recht in die Verordnung Nr. 1383/2003 aufgenommen worden. Die Verordnung wird durch die Durchsetzungsverordnung Nr. 1891/2004 flankiert.

Im Nachstehenden soll mit besonderem Bezug auf den Sortenschutz dargelegt werden, wann die Verordnung Nr. 1383/2003 zur Anwendung kommt und welche Bedingungen bei einem Vorgehen der Zollbehörden zu beachten sind.

II. Anwendungsbereich der Verordnung Nr. 1383/2003

Für ein Tätigwerden der Zollbehörden müssen zunächst folgende Voraussetzungen erfüllt sein: 

1. Situation, in der sich die Waren befinden müssen (Art. 1)

Die Zollbehörden können tätig werden, wenn sich Waren, die im Verdacht stehen, ein Recht geistigen Eigentums zu verletzen, in einer der folgenden Situationen befinden:

a) bei der Zollanmeldung zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr, zur Ausfuhr oder Wiederausfuhr (Art. 61 der EG-Verordnung Nr. 2913/92)

oder im Rahmen einer zollamtlichen Prüfung bei

b) der Verbringung aus oder in das Zollgebiet der Gemeinschaft (Art. 31 und Art. 183 der EG-Verordnung Nr. 2913/92);

c)  der Überführung in ein Nichterhebungsverfahren (Art. 84 Abs. 1 a EG-Verordnung Nr. 2913/92);

d) einer mitteilungspflichtigen Wiederausfuhr (Art. 182 Abs. 2 EG-Verordnung Nr. 2913/92);

e) der Verbringung in eine Freizone oder ein Freilager (Art. 166 EG-Verordnung Nr. 2913/92).

2. Waren, die ein Recht geistigen Eigentums verletzen (Art. 2 Abs. 1)

Die Verordnung Nr. 1383/2003 sieht drei Warenkategorien vor, nach denen ein Recht geistigen Eigentums verletzt wird: die nachgeahmten Waren, die unerlaubt hergestellten Waren und schließlich eine dritte Gruppe, die die Waren umfasst, die ein besonderes nationales oder gemeinschaftliches Schutzrecht verletzen.

In dieser dritten Gruppe sind als verletzbares Rechtsgut unter Art. 2 Abs. 1 c) iii) auch ausdrücklich das nationale und das gemeinschaftliche Sortenschutzrecht im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 aufgeführt.

3. Waren, die vom Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen sind (Art. 3)

a) Art. 3 Abs. 1 UA 1

Auf Waren, die durch ein Sortenschutzrecht geschützt sind und mit Zustimmung des Rechtsinhabers hergestellt wurden, aber sich ohne dessen Zustimmung in einer der in Art. 1 Abs. 1 genannten Situation der Zollanmeldung oder der zollamtlichen Prüfung befinden, findet die Verordnung keine Anwendung.

b) Art. 3 Abs. 1 UA 2

Die unter a) genannte Waren sind auch dann vom Anwendungsbereich der Verordnung ausgeschlossen, wenn sie unter anderen Bedingungen hergestellt oder geschützt worden sind, als dies mit dem Rechtsinhaber vereinbart worden ist.

Durch die vorstehend unter a) und b) genannten Ausnahmen soll ausgeschlossen werden, dass in einer eventuellen privatrechtlichen Streitigkeit zwischen Rechtsinhaber und Importeur eine der Parteien sich auf Gemeinschaftsrecht berufen kann. Dies gilt insbesondere in den Fällen des „Parallel“-Verkaufs, in denen Originalwaren außerhalb der offiziellen Vertriebskette auf den Markt gebracht werden („grauer Markt“). 

Dieser Ausschluß ist eine Folge der aus der Vorgängerverordnung gezogenen Erfahrungen, nach der ein Tätigwerden der Zollbehörden dazu ausgenutzt werden konnte, die Einfuhr rechtmäßiger Waren anderer Wettbewerber oder den Parallelimport unverfälschter Waren in die Gemeinschaft zu verhindern.

c) Art. 3 Abs. 2 

Schließlich kommt die Verordnung für die Waren nicht zur Anwendung, die in dem persönlichen Gepäck von Reisenden enthalten sind. Voraussetzung ist in diesem Fall jedoch, dass die Waren keinen kommerziellen Charakter aufweisen, nicht die Grenzen der Gewährung einer Zollbefreiung überschreiten und auch sonst kein Hinweis auf gewerblichen Handel gegeben ist.

Die Zollbehörden selbst entscheiden jedoch in keinem Fall weder in formeller noch in materieller Hinsicht, ob durch die verdächtigen Waren, die von ihnen zurückgehalten werden, eine Rechtsverletzung gegeben ist. Diese Entscheidung bleibt alleine den nationalen Gerichten vorbehalten.  

4. Wer ist zur Antragsstellung berechtigt?

Der Antrag auf Tätigwerden der Zollbehörden kann nach Art. 2 Abs. 2 der Verordnung und Art. 1  der Durchführungsverordnung vom Rechtsinhaber (a), dem zur Nutzung des Rechts Berechtigten (b) oder dem Vertreter des Rechtsinhabers oder des Nutzungsberechtigten (c) gestellt werden.

a) Rechtsinhaber

Dies ist nach Art. 2 Abs. 2 der Verordnung und Art. 1 der Durchführungsverordnung u.a. der Inhaber eines Sortenschutzrechts. 

Der Rechtsinhaber muss zum Nachweis seiner Inhaberschaft einen entsprechenden Nachweis über die Eintragung bzw. Anmeldung seines Rechts beim zuständigen Amt erbringen. Als Nachweis kann entsprechend den nationalen Vorschriften auch eine Kopie der Eintragung in die Datenbank eines nationalen oder internationalen Amtes gelten.

Der Inhaber eines gemeinschaftlichen Sortenschutzrechts muss einen Nachweis durch das CPVO ausstellen lassen, mit dem das Bestehen seines Rechts bestätigt wird.

Der Nachweis der Rechtsinhaberschaft kann in der Regel als Kopie eingereicht werden. Die Zollbehörden können jedoch jederzeit die Vorlage des Originals anfordern.

b) Nutzungsberechtigte

Dies kann eine natürliche oder juristische Person sein, die aufgrund vertraglicher Ermächtigung zur Nutzung des Sortenschutzrechts berechtigt ist. Diese Person muss einen Nachweis über ihre Ermächtigung als auch über die Eintragung des Rechts des Rechtsinhabers erbringen.

c) Vertreter des Rechtsinhabers oder Nutzungsberechtigten

Vertreter kann eine natürliche Person, Rechtsanwaltskanzlei oder Vereinigung, etc. sein, die bevollmächtigt ist, im Auftrag und auf Kosten des Rechtsinhabers oder Nutzungsberechtigten zu handeln.

Der Vertreter hat einen Nachweis über seine Handlungsvollmacht, die Eintragung der Rechtsinhaberschaft und, wenn er für den Nutzungsberechtigten handelt, den Nachweis für dessen Berechtigung zu erbringen.

Im Hinblick auf die Anforderungen, die insbesondere in Bezug auf die Gültigkeit von im Ausland ausgestellten Urkunden gestellt werden, sind die Vorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats zu beachten. In der Regel wird in diesem Zusammenhang eine durch den zuständigen diplomatischen Dienst oder die konsularische Vertretung beglaubigte Übersetzung der Urkunde in die Sprache des jeweiligen Mitgliedstaats gefordert werden, in dem ein Tätigwerden der Zollbehörden begehrt wird.

III. Vorgehensweise der Zollbehörden

Jeder Mitgliedstaat verfügt über eine eigene Zollbehörde. Dabei ist es ein Bestreben der Gemeinschaft, diese Behörden in ihrem Vorgehen soweit wie möglich anzugleichen, damit sie praktisch wie eine Behörde agieren können. Zuständig für ein Tätigwerden ist die Zolldienststelle des jeweiligen Mitgliedstaats. 

Eine Zolldienststelle kann bereits „ex officio“, d.h. vor Stellung eines Antrags, vorgehen, Art.4.

Bei einem hinreichend begründeten Verdacht, dass die beim Zoll angemeldeten oder sich in zollamtlicher Prüfung befindlichen Waren, ein Recht geistigen Eigentums verletzen, können die Zollbehörden die Überlassung der Waren aussetzen oder die Waren zurückhalten. Die Zollbehörden benachrichtigen den Rechtsinhaber über ihr Vorgehen. 

Der Rechtsinhaber hat jetzt die Möglichkeit, innerhalb von drei Arbeitstagen ab Eingang der Benachrichtigung einen Antrag auf Tätigwerden der Zollbehörden  (Art. 5 Abs. 1 oder 4) zu stellen.

Bevor die Zollbehörde den Rechtsinhaber über den Verdacht der Rechtsverletzung unterrichtet, kann sie diesen bitten, Informationen zu übermitteln, die ihren Verdacht bestätigen könnten, (Art. 4 Abs. 2).

IV. Antrag auf Tätigwerden der Zollbehörden (Art. 5)
In jedem Mitgliedstaat ist es möglich, zum Schutz eines nationalen oder gemeinschaftlichen Rechts einen schriftlichen Antrag auf Tätigwerden der Zollbehörden zu stellen. 

Dabei gilt es jedoch zu beachten, dass sich die Frage, ob eine einzuführende Ware ein bestimmtes Recht geistigen Eigentums verletzt, nach dem Recht des Mitgliedstaats beurteilt, an dessen Grenzen sie entdeckt wird. Es ist daher entscheidend, dass der Rechtsinhaber nach den Vorschriften dieses Landes auch einen gültigen Schutzanspruch hat. Denn anderenfalls kann er keine Rechtsverletzung geltend machen.

Für die Entgegennahme und Bearbeitung des Antrags ist die von dem jeweiligen Mitgliedstaat benannte Zolldienststelle zuständig. Diese halten auch die Formulare für den nationalen Antrag oder den Gemeinschaftsantrag bereit. Die Formulare können in vielen Mitgliedstaaten von der Website der entsprechenden Zolldienststelle abgerufen werden.

1. Mitteilung der entscheidenden Informationen (Art. 5 Abs. 5)

Die Übermittlung möglichst vieler Informationen an die Zollbehörden erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass Waren, die ein Recht geistigen Eigentums verletzen, entdeckt werden. Bei der Ausfüllung des Antrags sind folgende Informationen zwingend zu erteilen:

a) eine genaue und ausführliche technische Beschreibung der Waren, (hierzu können auch Fotos, Muster oder Proben eingereicht werden);

b) genaue Informationen zur Art des Betrugs, von denen der Rechtsinhaber möglicherweise Kenntnis hat;

c) Name und Adresse der vom Rechtsinhaber benannten Kontaktperson;

d) eine Verpflichtungserklärung des Antragstellers (Art. 6).

Die Verpflichtungserklärung ersetzt die Kaution, die nach der Vorgängerverordnung bei Stellung eines Antrags zu entrichten war. Der Antragsteller muss sich jetzt stattdessen schriftlich bereit erklären, die Haftung gegenüber der nach Art. 1 Abs. 1 betroffenen Person für mögliche Schäden zu übernehmen, falls das durch die Zollbehörden eingeleitete Verfahren aufgrund einer Handlung oder Unterlassung des Rechtsinhabers eingestellt oder festgestellt wird, dass die betreffenden Waren kein Recht geistigen Eigentums verletzen.

Darüber hinaus muss eine Erklärung zur Kostenübernahme abgegeben werden, für die Kosten, die daraus entstehen, dass die Waren unter zollamtlicher Überwachung bleiben.

Im Falle eines Gemeinschaftsantrags muss sich der Antragsteller bereit erklären, auch die Kosten für die gegebenenfalls erforderlichen Übersetzungen zu übernehmen.

Schließlich muss sich der Antragsteller verpflichten, die zuständige Zolldienststelle über etwaige Änderungen oder den Verlust seiner Rechte am geistigen Eigentum zu unterrichten. 

Der Antragsteller sollte aber auch jede sonstige ihm bekannte Information den Zollbehörden zur Verfügung stellen. Denn ein möglichst vollständiges Bild von der Originalware (z.B. deren Wert, benutzte Beförderungsmittel, Herstellungsland, Handelswege und technische Unterschiede zwischen den echten und verdächtigen Waren) ermöglicht es, die Zollstellen in Bezug auf verdächtige Waren zu sensibilisieren.

2. Gültigkeitsdauer des Antrags (Art. 8)

Der nationale Antrag hat eine Gültigkeit von höchstens einem Jahr, kann jedoch auf Antrag nach Tilgung eventueller Verbindlichkeiten verlängert werden.

Bei einem Gemeinschaftsantrag wird der Zeitraum für ein Tätigwerden der Zollbehörden auf ein Jahr festgesetzt. Auch in diesem Fall kann schriftlich eine Verlängerung beantragt werden.

V. Entscheidung der Zolldienststelle

Die zuständige Zolldienststelle bearbeitet den Antrag und benachrichtigt innerhalb von 30 Arbeitstagen den Antragsteller über ihre Entscheidung, Art. 5 Abs. 7. 

Hierdurch fallen für den Antragsteller keine Gebühren an.

1. Abweisung des Antrags (Art. 5 Abs. 8)

Die Zolldienststelle kann den Antrag abweisen, wenn er nicht die in Art. 5 Abs. 5 vorgeschriebenen Informationen enthält. In diesem Fall muss sie ihre Entscheidung begründen und mit einer entsprechenden Rechtsmittelbelehrung versehen. Der Antrag kann erneut vorgelegt werden, wenn er ordnungsgemäß vervollständigt worden ist.

Gegen eine abweisende Entscheidung kann kein Widerspruch eingelegt, sondern nur Klage vor dem zuständigen nationalen Gericht erhoben werden.

2. Stattgebende Entscheidung

Die Zolldienststelle, die den Antrag bearbeitet hat (im Folgenden Ausgangsdienststelle) teilt bei Stattgabe ihre Entscheidung unverzüglich den Zollstellen des/der Mitgliedstaaten mit, bei denen die im Antrag angegebenen verdächtigen Waren voraussichtlich abgefertigt werden.

Im Übrigen übermittelt der Antragsteller die Entscheidung und weitere zweckdienliche Unterlagen sowie gegebenenfalls Übersetzungen an die Zolldienststellen des/der anderen Mitgliedstaaten, in dem/denen er ein Tätigwerden beantragt hat. Mit Zustimmung des Antragstellers kann diese Übermittlung jedoch auch von der Ausgangsdienststelle direkt vorgenommen werden.

Auf Anforderung der jeweiligen Zollbehörde sind gegebenenfalls weitere Informationen zuzusenden.

VI. Tätigwerden der Zollbehörden, Art. 9

Entdeckt eine Zollstelle im Rahmen einer Zollanmeldung oder einer zollamtlichen Prüfung verdächtige Waren, die in dem Antrag auf Tätigwerden genannt sind, setzt sie die Überlassung dieser Waren aus oder hält diese Waren zurück. Sie unterrichtet unverzüglich die Ausgangsdienststelle über ihr Vorgehen.

1. Benachrichtigung des Rechtsinhabers

Die Zollstelle oder Ausgangsdienststelle benachrichtigt den Rechtsinhaber und den Anmelder oder Besitzer der Waren im Sinne des Art. 38 der EG-Verordnung Nr. 2913/92 von ihrem Tätigwerden.

2. Antrag des Rechtsinhabers zur Datenübermittlung

Auf Antrag des Rechtsinhabers teilt die Zollstelle oder die Ausgangsdienststelle diesem unter Beachtung der nationalen Vorschriften zum Datenschutz, soweit bekannt, Name und Anschrift des Empfängers, des Versenders, des Anmelders oder Besitzers der Waren sowie den Ursprung und die Herkunft der verdächtigen Waren mit. Anhand dieser Daten soll es dem Rechtsinhaber ermöglicht werden, zu überprüfen, ob eine Rechtsverletzung vorliegt, Art. 9 Abs. 3 UA 1.

3. Inspizierung der verdächtigen Waren

Dem Antragsteller und auch der durch das Vorgehen der Zollstelle betroffenen Person wird die Möglichkeit gegeben, die verdächtige Ware zu inspizieren, Art. 9 Abs. 3 UA 2.

4. Antrag zur Übermittlung von Proben bzw. Mustern

Auf ausdrücklichen Antrag kann die Zollstelle Proben/Muster von der verdächtigen Ware entnehmen und diese dem Rechtsinhaber zur Untersuchung übermitteln. Der Rechtsinhaber führt die Analyse unter alleiniger Verantwortung durch (Art. 9 Abs. 3 UA 3).

VII. Dauer der Aussetzung der Überlassung bzw. Zurückhaltung der Waren
Ab dem Tag der Zustellung der Benachrichtigung an den Antragsteller kann die Zollstelle für zehn Arbeitstage die Überlassung der Waren aussetzen bzw. die Waren zurückhalten, Art. 13. Diese Frist kann, wenn der Fall es erlaubt, um höchstens 10 Tage verlängert werden.

Bei leicht verderblichen Waren beträgt diese Frist lediglich drei Arbeitstage. Diese Frist kann nicht verlängert werden, Art. 13 Abs. 2.

Der Fristlauf beginnt ab dem Tag nach Empfang der Benachrichtigung (Art. 5 der Durchführungsverordnung). Samstage, Sonn- und Feiertage werden nicht mitgerechnet.

1. Einleitung eines nationalen Verfahrens

Innerhalb dieser Frist muss der Antragsteller die Zollbehörde über die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung, ob nach den nationalen Vorschriften ein Recht geistigen Eigentums verletzt worden ist, unterrichten. Die Rechtsverletzung beurteilt sich nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem sich die verdächtigen Waren befinden (Art. 10).

2. Überlassung der Waren bei fehlender Rückmeldung an die Zollbehörden (Art. 13)

Ist die Zollstelle, bei der sich die verdächtige Ware befindet, nicht fristgerecht über die Einleitung eines nationalen Verfahrens zur Feststellung der Rechtsverletzung (Art. 10) unterrichtet worden oder hat sie nicht die Zustimmung des Rechtsinhabers für die Vernichtung erhalten (Art. 11 Abs. 1) und sind alle Zollförmlichkeiten erfüllt, überlässt sie die Waren oder hebt deren Zurückhaltung auf, Art. 13. 

VIII. Vereinfachtes Verfahren für Vernichtung der Waren

Die Mitgliedstaaten können ein vereinfachtes Verfahren vorsehen, nach dem die Zollbehörden die verdächtigen Waren mit Zustimmung des Rechtsinhabers unter zollamtlicher Überwachung vernichten lassen können. Es muss nicht vorab festgestellt werden, ob eine Rechtsverletzung vorliegt. 

In den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des entsprechenden Mitgliedstaats muss danach Folgendes geregelt sein:

1. Mitteilung des Rechtsinhabers

Innerhalb von 10 Arbeitstagen (drei bei leicht verderblichen Waren) nach Eingang der Benachrichtigung über die Aussetzung der Überlassung der Waren bzw. deren Zurückhaltung muss der Rechtsinhaber den Zollbehörden schriftlich mitteilen, dass die verdächtigen Waren ein Recht geistigen Eigentums verletzen. 

Darüber hinaus muss die schriftliche Zustimmung des Anmelders, Besitzers oder Eigentümers der Waren zu deren Vernichtung übermittelt werden. Hierzu ist anzumerken, dass diese Zustimmung als erteilt gilt, wenn die Vernichtung in der vorgeschriebenen Frist nicht ausdrücklich abgelehnt worden ist.

2. Entnahme von Proben bzw. Mustern vor Vernichtung

Bevor die verdächtigen Waren vernichtet werden, sind systematisch Proben bzw. Muster zu entnehmen. Diese sind von den Zollbehörden so aufzubewahren, dass sie in einem Gerichtsverfahren als zulässige Beweismittel verwendet werden können.

3. Haftungs- und Kostenübernahme

Die Vernichtung erfolgt, sofern die nationalen Vorschriften nichts anderes vorsehen, auf Kosten und Verantwortung des Rechtsinhabers.

IX. Freigabe der verdächtigen Waren nach Sicherheitsleistung

Der Anmelder, Eigentümer, Importeur, Besitzer oder Empfänger von Waren, die im Verdacht stehen, ein Sortenschutzrecht zu verletzen, kann gegen Leistung einer Sicherheit die Überlassung der Waren bzw. die Aufhebung ihrer Zurückhaltung erwirken (Art. 14). 

Voraussetzung hierfür ist, dass die Zollstelle oder Ausgangsdienstelle über die Einleitung eines Verfahrens zur Feststellung der Rechtsverletzung durch den Antragsteller unterrichtet worden ist, vorbeugende Maßnahmen durch das befasste nationale Gericht nicht bewilligt und alle Zollförmlichkeiten erfüllt worden sind.

Die Sicherheit muss so bemessen sein, dass die Interessen des Rechtsinhabers hinreichend geschützt sind. Eine nähere Bestimmung hierzu enthält die Verordnung nicht.

X. Haftungsfragen

Ob eine Haftung der Zollbehörden gegenüber dem Rechtsinhaber oder den Personen, die von den in Art. 1 Abs. 1 genannten Situationen und einem Vorgehen „ex officio“ nach Art. 4 betroffen sind, gegeben ist, beurteilt sich nach den jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften, Art. 19.

Einschlägig für die Bestimmung eines eventuellen Entschädigungsanspruch ist das Recht des Mitgliedstaats, in dem der Antrag auf Tätigwerden gestellt worden ist. Handelt es sich um einen Gemeinschaftsantrag, dann ist das Recht des Mitgliedstaats maßgeblich, in dem die Waren von einer Zollstelle nicht entdeckt wurden bzw. der betroffenen Person ein Schaden oder Verlust entstanden ist, (Art. 19 Abs. 1 und 2).

Eine etwaige zivilrechtliche Haftung des Rechtsinhabers richtet sich nach dem Recht des Mitgliedstaats, in dem sich die Waren nach Art. 1 Abs. 1 für die Zollanmeldung oder die zollamtliche Prüfung befinden.

~ ~ ~ ~ ~

Die Verordnung Nr. 1383/2003 trägt sicherlich erheblich zu einem verbesserten Informationsaustausch zwischen dem Rechtsinhaber und den Zollbehörden bei. In diesem Zusammenhang ist die gemeinschaftsweite Angleichung der Fristen und die Standardisierung der Antragsformulare von besonderer Bedeutung. Aber auch die immer bessere Zusammenarbeit der Behörden untereinander, ermöglicht ein gezielteres Vorgehen in der Bekämpfung des illegalen Handels.

Die Tatsache, dass bei der Antragsstellung keine Gebühren anfallen und auch keine Sicherheit zu leisten ist, kommt besonders den kleinen und mittleren Unternehmen entgegen. Ausreichend ist vielmehr, dass bei Antragstellung die Verpflichtung eingegangen wird, im Falle eines Tätigwerdens der Zollbehörden für die anfallenden Kosten aufzukommen. Auf diese Weise kann bereits ohne vorherigen Kostenaufwand das Kontrollsystem der Zollbehörden in Anspruch genommen werden.
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